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Eingaben der Amprion GmbH, Dortmund, vom 27.02.2015 zur 
1. Behördenbeteiligung (Scoping) und vom 19.11.2015 
zur 2. Behördenbeteiligung 
 
Die Firma Amprion weist unter Beifügung diverser Karten und 
Leitungspläne darauf hin, dass sich in den Konzentrationszonen 1, 3 
sowie 5 und 6 Höchstspannungsfreileitungen befinden. Die Karten und 
Leitungspläne sind nicht in die Sitzungsunterlagen mit aufgenommen 
worden, da sie in der Örtlichkeit gut erkennbar und damit bekannt sind. 
In der Eingabe zum Scoping sind bereits notwendige Abstände von 
Windkraftanlagen zu Stromleitungen genannt worden. Diese Abstände 
werden sich jedoch mit Einführung der neuen DIN EN 50341-2-4 
ändern. Aus den alten und neuen technischen Regelwerken ergeben 
sich jeweils Mindestabstände zu den Freileitungen. Diese sind z. B. 
abhängig vom Rotordurchmesser, dem Vorhandensein von 
schwingungsdämpfenden Maßnahmen an den Freileitungen oder der 
Lage der Kran- und Montageflächen. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die räumliche Lage der betreffenden Freileitungen ist im 
Flächennutzungsplan dargestellt. Darüber hinausgehen ist anzumerken, 
dass mit der 97. Änderung des FNP die Stadt ausschließlich die 
räumliche Lage der Konzentrationszonen regelt. 
Freihaltezonen entlang der Stromleitungen können im 
Flächennutzungsplanverfahren nur sehr bedingt ausgewiesen werden, 
da die Stadt als Plangeber keinen Einfluss darauf hat, wo die Kran- und 
Montageflächen der einzelnen WKA’s liegen werden oder ob seitens der 
Anlagenbetreiber schwingungsdämpfende Maßnahmen an den 
Freileitungen vorgesehen werden. Diese Faktoren sind erst bei 
Einreichung entsprechender Bauanträge nach BImSchG für 
Windkraftanlagen bekannt. Die Prüfung der Einhaltung der Abstände hat 
daher im BImSch-Verfahren zu erfolgen. Die Stellungnahme wird an den 
HSK weitergeleitet. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben der Amprion GmbH, 
Dortmund, zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen als ausreichend berücksichtigt anzusehen. 
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Eingaben der  Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau 
und Energie in NRW, Dortmund, vom 27.03.2015 zur 
1. Behördenbeteiligung (Scoping) und vom 14.12.2015 zur 2. 
Behördenbeteiligung 
 
Die Bezirksregierung weist auf die bergbaulichen Verhältnisse in den 
Konzentrationszonen hin.  
In der Konzentrationszone 1 sind diverse Bergwerksfelder auf 
verschiedene Rohstoffe verliehen. Auskünfte zu den bergbaulichen 
Verhältnissen sind von den ehemaligen bzw. jetzigen Eigentümern 
erfahrungsgemäß nicht zu erlangen. Dies wurde von der Stadt in 
mehreren anderen Planverfahren bereits mehrfach vergeblich versucht. 
Die Bezirksregierung teilt ihre Kenntnisse über vorhandene bergbauliche 
Anlagen sowie Auffälligkeiten im Gelände (z. B. Pingen) mit.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Ausweisung der Konzentrationszone erfolgt großflächig. Dem 
gegenüber stehen die eher kleinteiligen Bereiche mit bergbaulichen 
Beeinträchtigungen des Baugrunds und der konkreten Standorte der 
WKA’s. Die genauen Anlagenstandorte sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
bekannt. In die Begründung zur FNP-Änderung wird unter Ziffer 11, 
Punkt -Sonstige Hinweise- folgende Ergänzung eingefügt:  
 
In den Änderungsbereichen ist mit Hinterlassenschaften von 
bergbaulichen Tätigkeiten zu rechnen, die Auswirkungen auf die 
Planung von Bauvorhaben bedingen können. Eine abschließende 
Beurteilung ist nur standort- und vorhabenbezogen möglich und hat 
daher einzelfallabhängig im Rahmen von konkreten 
Zulassungsverfahren auf der nachgeordneten Genehmigungsebene zu 
erfolgen. Daher ergeht im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung 
hierzu der folgende auf der nachgelagerten Ebene beachtliche  
Hinweis: Sollten bei Bauvorhaben im Planbereich Hohlräume oder 
Verbruchzonen infolge bekannten oder auch infolge widerrechtlichen 
Bergbaus/Abbaus oder aber ‚Uraltbergbau‘ vorhanden sein, so kann 
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nicht ausgeschlossen werden, dass die Tagebauoberfläche sich absenkt 
oder einstürzt. Insofern ist im Bereich oder der Umgebung von 
bergbaubedingten Tagesöffnungen davon auszugehen, dass die 
Standsicherheit nicht gegeben ist und mit einem Einbrechen und/oder 
Absenken der Tagesoberfläche bzw. einstürzen von Tagesöffnungen 
gerechnet werden muss. Bei der Planung von Baumaßnahmen mit 
Auswirkungen auf oder in den Untergrund ist daher ein 
Sachverständiger einzuschalten, der zunächst durch Einsichtnahme in 
die markscheiderischen und geotechnischen Unterlagen die 
bergbaulichen Verhältnisse beurteilt und ergänzend zur Auswertung 
vorhandener Unterlagen entsprechende Baugrund- / 
Untergrunduntersuchungen durchführt und ggfs. notwendig werdende 
Anpassungs- oder Sicherungsmaßnahmen begleitet. Dabei ist die Bez.-
Reg. Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie NRW zu beteiligen.  
 
 
 
In der Konzentrationszone 2 sind ebenfalls bergbauliche Aktivitäten 
bekannt.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: Da diese Fläche aufgrund der 
Stellungnahme der Unteren Landschaftsbehörde des 
Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als Konzentrationszone 
ausscheidet, ist die Stellungnahme zu dieser Zone hinfällig. 
 
 
 
In der Konzentrationszone 3 sind diverse Bergwerksfelder auf 
verschiedene Rohstoffe verliehen.  
Auskünfte zu den bergbaulichen Verhältnissen sind von den ehemaligen 
bzw. jetzigen Eigentümern erfahrungsgemäß nicht zu erlangen. Dies 
wurde von der Stadt in mehreren anderen Planverfahren bereits 
mehrfach vergeblich versucht. Die Bezirksregierung teilt ihre Kenntnisse 
über vorhandene bergbauliche Anlagen sowie Auffälligkeiten im 
Gelände (z. B. Pingen) mit.  
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Ausweisung der Konzentrationszone erfolgt großflächig. Dem 
gegenüber stehen die eher kleinteiligen Bereiche mit bergbaulichen 
Beeinträchtigungen des Baugrunds und der konkreten Standorte der 
WKA’s. Die genauen Anlagenstandorte sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
bekannt. In die Begründung zur FNP-Änderung wird unter Ziffer 11, 
Punkt -Sonstige Hinweise- folgende Ergänzung eingefügt:  
 
In den Änderungsbereichen ist mit Hinterlassenschaften von 
bergbaulichen Tätigkeiten zu rechnen, die Auswirkungen auf die 
Planung von Bauvorhaben bedingen können. Eine abschließende 
Beurteilung ist nur standort- und vorhabenbezogen möglich und hat 
daher einzelfallabhängig im Rahmen von konkreten 
Zulassungsverfahren auf der nachgeordneten Genehmigungsebene zu 
erfolgen. Daher ergeht im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung 
hierzu der folgende auf der nachgelagerten Ebene beachtliche  
Hinweis: Sollten bei Bauvorhaben im Planbereich Hohlräume oder 
Verbruchzonen infolge bekannten oder auch infolge widerrechtlichen 
Bergbaus/Abbaus oder aber ‚Uraltbergbau‘ vorhanden sein, so kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Tagebauoberfläche sich absenkt 
oder einstürzt. Insofern ist im Bereich oder der Umgebung von 
bergbaubedingten Tagesöffnungen davon auszugehen, dass die 
Standsicherheit nicht gegeben ist und mit einem Einbrechen und/oder 
Absenken der Tagesoberfläche bzw. einstürzen von Tagesöffnungen 
gerechnet werden muss. Bei der Planung von Baumaßnahmen mit 
Auswirkungen auf oder in den Untergrund ist daher ein 
Sachverständiger einzuschalten, der zunächst durch Einsichtnahme in 
die markscheiderischen und geotechnischen Unterlagen die 
bergbaulichen Verhältnisse beurteilt und ergänzend zur Auswertung 
vorhandener Unterlagen entsprechende Baugrund- / 
Untergrunduntersuchungen durchführt und ggfs. notwendig werdende 
Anpassungs- oder Sicherungsmaßnahmen begleitet. Dabei ist die Bez.-
Reg. Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie NRW zu beteiligen.  
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In der Konzentrationszone 4 sind ebenfalls bergbauliche Aktivitäten 
bekannt.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Da diese Fläche aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist die Stellungnahme zu dieser Zone 
hinfällig. 
 
 
In den Konzentrationszonen 5 und 6 sind diverse Bergwerksfelder auf 
verschiedene Rohstoffe verliehen. Auskünfte zu den bergbaulichen 
Verhältnissen sind von den ehemaligen bzw. jetzigen Eigentümern 
erfahrungsgemäß nicht zu erlangen. Dies wurde von der Stadt in 
mehreren anderen Planverfahren bereits mehrfach vergeblich versucht. 
Die Bezirksregierung teilt ihre Kenntnisse über vorhandene bergbauliche 
Anlagen sowie Auffälligkeiten im Gelände (z. B. Pingen) mit.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Ausweisung der Konzentrationszone erfolgt großflächig. Dem 
gegenüber stehen die eher kleinteiligen Bereiche mit bergbaulichen 
Beeinträchtigungen des Baugrunds und der konkreten Standorte der 
WKA’s. Die genauen Anlagenstandorte sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
bekannt. In die Begründung zur FNP-Änderung wird unter Ziffer 11, 
Punkt -Sonstige Hinweise- folgende Ergänzung eingefügt:  
 
In den Änderungsbereichen ist mit Hinterlassenschaften von 
bergbaulichen Tätigkeiten zu rechnen, die Auswirkungen auf die 
Planung von Bauvorhaben bedingen können. Eine abschließende 
Beurteilung ist nur standort- und vorhabenbezogen möglich und hat 
daher einzelfallabhängig im Rahmen von konkreten 
Zulassungsverfahren auf der nachgeordneten Genehmigungsebene zu 
erfolgen. Daher ergeht im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung 
hierzu der folgende auf der nachgelagerten Ebene beachtliche  
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Hinweis: Sollten bei Bauvorhaben im Planbereich Hohlräume oder 
Verbruchzonen infolge bekannten oder auch infolge widerrechtlichen 
Bergbaus/Abbaus oder aber ‚Uraltbergbau‘ vorhanden sein, so kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Tagebauoberfläche sich absenkt 
oder einstürzt. Insofern ist im Bereich oder der Umgebung von 
bergbaubedingten Tagesöffnungen davon auszugehen, dass die 
Standsicherheit nicht gegeben ist und mit einem Einbrechen und/oder 
Absenken der Tagesoberfläche bzw. einstürzen von Tagesöffnungen 
gerechnet werden muss. Bei der Planung von Baumaßnahmen mit 
Auswirkungen auf oder in den Untergrund ist daher ein 
Sachverständiger einzuschalten, der zunächst durch Einsichtnahme in 
die markscheiderischen und geotechnischen Unterlagen die 
bergbaulichen Verhältnisse beurteilt und ergänzend zur Auswertung 
vorhandener Unterlagen entsprechende Baugrund- / 
Untergrunduntersuchungen durchführt und ggfs. notwendig werdende 
Anpassungs- oder Sicherungsmaßnahmen begleitet. Dabei ist die Bez.-
Reg. Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie NRW zu beteiligen.  
 
 
In der Konzentrationszone 7 sind ebenfalls bergbauliche Aktivitäten 
bekannt.  
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
Da diese Fläche aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist die Stellungnahme zu dieser Zone 
hinfällig. 
Die Stellungnahme wird an den HSK weitergeleitet. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben der Bezirksregierung 
Arnsberg Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW, Dortmund, zur 
Kenntnis zu nehmen und entsprechend den vorstehenden 
Ausführungen als ausreichend berücksichtigt anzusehen. 
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Eingaben der Bezirksregierung Arnsberg, Obere 
Umweltschutzbehörde, Immissionsschutz Lippstadt, vom 
30.11.2015 zur 2. Behördenbeteiligung 
 
Die Bezirksregierung weist darauf hin, dass sich im näheren Umfeld 
(<1000 m) zur Konzentrationszone 7 die Firma Rheinkalk sowie zur 
Zone 3 die Firma Egger Holzwerkstoffe befinden, für die die 
Bezirksregierung Genehmigungs- und Überwachungsbehörde ist.  
Im Umfeld zu diesen Betrieben gibt es Lärmimmissionsaufpunkte, an 
denen die zulässigen Lärmimmissionsrichtwerte bereits ausgeschöpft 
werden. Diese Vorbelastung ist in den Genehmigungsverfahren nach 
BImSchG zu berücksichtigen.  
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
Dies ist von Hochsauerlandkreis als Genehmigungsbehörde zu 
berücksichtigen. Die Stellungnahme wird an den HSK weitergeleitet. 
Da die Zone 7 aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist die Stellungnahme bezüglich der 
Fa. Rheinkalk hinfällig. 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben der Bezirksregierung 
Arnsberg, Obere Umweltschutzbehörde Immissionsschutz, 
Lippstadt, zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den vorstehenden 
Ausführungen als ausreichend berücksichtigt anzusehen. 
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Eingaben der Bezirksregierung Münster, Dezernat - Luftverkehr -, 
Münster, a) vom 09.03.2015 zur 1. Behördenbeteiligung (Scoping) 
und b) vom 26.11.2015 zur 2. Behördenbeteiligung 
 
Zu a) 
Im Scoping wird auf die nicht vollständige Darstellung des 
Sonderlandeplatzes Brilon hingewiesen. Bezüglich der Suchbereich Nrn. 
7, 8, 9, 10, 12, 18, 19 und 27 (südl. Teil) wird darauf hingewiesen, dass 
sie sich unmittelbar angrenzend an das Hindernisfreiflächensystem 
befinden und aus Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit um 
Luftverkehr problematisch sind. Sollte eine dieser Flächen als 
Konzentrationszone für Windenergieanlagen in Betracht kommen, wäre 
die fliegerische Unbedenklichkeit durch eine aeronautische Studie 
nachzuweisen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
Die Darstellung des Sonderlandeplatzes Brilon ist im FNP vollständig 
dargestellt. In den Arbeitskarten hingegen stehen die überlagernden 
Darstellungen von Tabuzonen im Vordergrund. Bezüglich der im 
Einzelnen benannten Suchbereiche ist anzumerken, dass es sich 
überwiegend um nicht arrondierungsfähige Splitterflächen handelt, die in 
dieser Planungsphase (Scoping) vorranging aus systematischen 
Gründen sowie zur Beurteilung der Frage des substantiellen Raumes 
dargestellt wurden. Die weitere Behandlung dieser Flächen wurde auf 
der nächsten Planungsstufe im Hinblick auf die städtebaulichen Ziele 
erörtert. Ergänzend ist anzumerken, dass eine aeronautische Studie zur 
Unbedenklichkeit von WEA nur auf der nachgeordneten 
Genehmigungsebene im Rahmen einer Einzelfallbetrachtung möglich 
ist, da in diesem Verfahren die notwendigen Detailinformationen wie z.B. 
Anlagentyp, Bauhöhe, Rotordurchmesser etc. weder bekannt noch 
Regelungsgegenstand sind. 
 
Die Stellungnahme sollte zur Kenntnis genommen werden. 
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Zu b) 
 
Die Landesluftfahrtbehörde erhebt Bedenken gegen die 
Konzentrationszone 5 und die im Süden ausgewiesenen Standorte. 
Die geplanten Standorte befinden sich in 2 bis 3 km Entfernung vom 
östlichen Rand des Streifens der Start- und Landebahn. Die dort 
geplanten Anlagen ragen in die obere Übergangsfläche nach Ziffer 5.3 
der Richtlinie des BMV für die Anlage und den Betrieb von Flugplätzen 
für Flugzeuge im Sichtflugbetrieb vom 06. 11. 2001. Für diese Standorte 
wird eine aeronautischer Studie gefordert.  
Der Halter des Sonderlandeplatzes Brilon-Hochsauerland als Inhaber 
der luftfahrtrechtlichen Genehmigung ist im weiteren Verfahren zu 
beteiligen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
In den Plänen werden keine Standorte für einzelne WKA ausgewiesen. 
Für die im Plan dargestellten Anlagen ist ein Genehmigungsantrag nach 
BImSchG eingereicht worden. Die Darstellung erfolgt rein nachrichtlich.  
Der Nachweis der Unbedenklichkeit der konkreten Standorte erfolgt im 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG.  
Die Flugplatzgesellschaft Brilon mbH, Am Markt 1, 59929 Brilon als 
juristische Person sowie der Luftsportverein Brilon e.V., Postfach 1425, 
59929 Brilon-Thülen hatten im Rahmen der öffentlichen Auslegung die 
Gelegenheit gehabt sich zu den Planungen zu äußern, dies ist jedoch 
nicht erfolgt. 
Die Stellungnahme wird an den HSK weitergeleitet. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben der Bezirksregierung 
Münster, Dezernat - Luftverkehr -, Münster, zur Kenntnis zu nehmen 
und entsprechend den vorstehenden Ausführungen als ausreichend 
berücksichtigt anzusehen. 
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Eingaben der Bundesnetzagentur, Berlin, a) vom 23.03.2015 zur 
1. Behördenbeteiligung (Scoping) und b) vom 24.11.2015 zur 2. 
Behördenbeteiligung 
 
Zu a) 
Es werden diverse Hinweise zur vorsorglichen Vermeidung ggf. 
eintretender Beeinträchtigungen von Richtfunkstrecken durch neu zu 
errichtende Bauwerke gegeben.   
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die Hinweise werden im weiteren Planverfahren beachtet. Die 
Stellungnahme sollte zur Kenntnis genommen werden. 
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Zu b) 
 
Die Bundesnetzagentur weist darauf hin, dass evtl. Beeinträchtigungen 
von Richtfunkstrecken vorliegen. Die Bundesnetzagentur möchte 
diesbezüglich im Genehmigungsverfahren nach BImSchG beteiligt 
werden.  
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Im Rahmen der 97. Änderung des Flächennutzungsplanes werden nur 
Konzentrationszonen dargestellt, in denen grundsätzlich die Errichtung 
von Windkraftanlagen möglich ist. Über die Einzelstandorte, Anzahl der 
WEA und Bauhöhen über Grund etc. können auf der Ebene der 
vorbereitenden Bauleitplanung keine Angaben gemacht werden; 
derartige Festlegungen sind nur auf der nachgeordneten Ebene der 
konkreten Genehmigungsverfahren möglich. Die Bundesnetzagentur ist 
daher im Einzelgenehmigungsverfahren durch den Hochsauerlandkreis 
als zuständige Genehmigungsbehörde zu beteiligen. 
 
Die Stellungnahme sollte zur Kenntnis genommen werden. Die 
Eingaben werden an den Hochsauerlandkreis aIs 
Genehmigungsbehörde weitergeleitet.  und in die Begründung wird 
unter Ziffer 11, Punkt  - Sonstige Belange- folgender ergänzender 
Hinweis aufgenommen:  
 
Da nicht auszuschließen ist, dass militärische Belange durch die 
Errichtung von WEA betroffen sein könnten, wird darauf hingewiesen, 
dass auf der nachgeordneten Genehmigungsebene zu prüfen ist, ob 
ggf. grundsätzliche militärische Interessen, insbesondere im Bereich der 
Luftverteidigungsradaranlagen Auenhausen und Erndtebrück und/oder 
im Bereich militärischer Richtfunkstrecken betroffen sind.  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben der 
Bundesnetzagentur, Berlin, zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend 
den vorstehenden Ausführungen als ausreichend berücksichtigt 
anzusehen. 
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Eingaben der Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn, a) vom 04.03.2015 zur 
1. Behördenbeteiligung (Scoping) und b) vom 25.11.2015 zur 2. 
Behördenbeteiligung 
 
Zu a) 
Das Bundesamt teilt in seiner Stellungnahme mit, dass nur im Rahmen 
einer Einzelfallbetrachtung dezidierte Stellungnahmen abgeben werden 
können.  
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Wie das Bundesamt in der Stellungnahme mitteilt, kann sie nur im 
Rahmen einer Einzelfallbetrachtung dezidierte Stellungnahmen 
abgeben. Im Rahmen der 97. Änderung des Flächennutzungsplanes 
werden nur Konzentrationszonen dargestellt, in denen grundsätzlich die 
Errichtung von Windkraftanlagen möglich ist. Über die Einzelstandorte, 
Anzahl der WEA und Bauhöhen über Grund etc. können auf der Ebene 
der vorbereitenden Bauleitplanung keine Angaben gemacht werden; 
derartige Festlegungen sind nur auf der nachgeordneten Ebene der 
konkreten Genehmigungsverfahren möglich. Das Bundesamt ist daher 
im Einzelgenehmigungsverfahren durch den Hochsauerlandkreis als 
zuständige Genehmigungsbehörde zu beteiligen. 
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Zu b) 
Das Bundesamt weist darauf hin, dass evtl. Beeinträchtigungen von 
Radaranlagen, Richtfunkstrecken und dem militärischen Luftverkehr 
vorliegen. Der Umfang der Betroffenheit kann allerdings erst im 
Genehmigungsverfahren für die Einzelanlagen geprüft werden. Das 
Bundesamt möchte diesbezüglich im Genehmigungsverfahren nach 
BImSchG beteiligt werden.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die Eingabe wird an den Hochsauerlandkreis aIs 
Genehmigungsbehörde weitergeleitet und in die Begründung wird unter 
Ziffer 11, Punkt  - Sonstige Belange- folgender Hinweis aufgenommen:  
 
Da nicht auszuschließen ist, dass militärische Belange durch die 
Errichtung von WEA betroffen sein könnten, wird darauf hingewiesen, 
dass auf der nachgeordneten Genehmigungsebene zu prüfen ist, ob 
ggf. grundsätzliche militärische Interessen, insbesondere im Bereich der 
Luftverteidigungsradaranlagen Auenhausen und Erndtebrück und/oder 
im Bereich militärischer Richtfunkstrecken betroffen sind.  
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben des Bundesamtes 
für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr, Bonn, zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen als ausreichend berücksichtigt anzusehen. 
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Eingaben der Deutschen Bahn AG – DB Immobilien-, Köln, vom 
13.03.2015 zur 1. Behördenbeteiligung (Scoping) 
 
Die Deutsche Bahn Immobilen teilt in ihrer Stellungnahme mit, dass 
grundsätzlich keine Bedenken bestehen, soweit zwischen 
Windenergieanlagen und Bahnanlagen incl. Freileitungen 
Mindestabstände einzuhalten sind. 
 
  
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Im Stadtgebiet von Brilon befinden sich keine Freileitungen der DB.  
 
Darüber hinaus ist anzumerken, dass mit der 97. Änderung des FNP die 
Stadt ausschließlich die räumliche Lage von Konzentrationszonen 
regelt. Die Anordnung von WEA sowie der gesamten Infrastruktur sind 
hingegen auf der nachgeordneten genehmigungsebene angesiedelt. 
Damit sind auch Abstandsregelungen auf dieser Planungsebene weder 
möglich noch vorgesehen, da hierzu notwendige Detailinformationen wie 
z.B. Anlagentyp, Bauhöhe, Rotordurchmesser etc. nicht bekannt und im 
Übrigen auch nicht Regelungsgegenstand sind. Es handelt sich vielmehr 
um Einzelfallbetrachtungen. Diese Faktoren sind erst bei Einreichung 
entsprechender Bauanträge nach BImSchG für Windkraftanlagen 
bekannt. Die Prüfung der Einhaltung der Abstände hat daher im 
BImSch-Verfahren zu erfolgen. Diesbezüglich muss daher auf die 
nachgeordnete Ebene der konkreten einzelfallbezogenen 
Genehmigungsverfahren für WEA verwiesen werden.  
 
Die Stellungnahme wird an den HSK weitergeleitet. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben der Deutschen Bahn 
AG – DB Immobilien, Köln, zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend 
den vorstehenden Ausführungen als ausreichend berücksichtigt 
anzusehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

- 32 – 

 
Eingaben der Deutschen Telekom Technik GmbH, Bochum, a) vom 
17.03.2015 zur 1. Behördenbeteiligung (Scoping) und b) vom 
24.11.2015 zur 2. Behördenbeteiligung 
 
Zu a) 
Die Telekom teilt mit, dass im Detail nur objektkonkret, also auf der 
Ebene von konkreten Genehmigungsverfahren, Angabe gemacht 
werden können.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Wie die Telekom mitteilt können im Detail nur objektkonkret, also auf der 
Ebene von konkreten Genehmigungsverfahren, Angabe gemacht 
werden. Die Telekom ist daher im Einzelgenehmigungsverfahren durch 
den Hochsauerlandkreis als zuständige Genehmigungsbehörde 
vorhabenbezogen zu beteiligen. 
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Zu b) 
Die Telekom weist darauf hin, dass evtl. notwendig werdende 
Anbindungen von Windkraftanlagen an die Festnetzinfrastruktur unter 
unternehmerischen Gesichtspunkten geplant.  
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
Dieser Hinweis sollte zur Kenntnis genommen werden.  
 
 
 
 
 
 
Ferner weist die Telekom darauf hin, dass sich hauptsächlich in der 
Konzentrationszone 3 Telekommunikationsanlagen der Telekom 
befinden. Detailangaben können nur Objektbezogen gemacht werden. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die Eingabe wird an den Hochsauerlandkreis aIs 
Genehmigungsbehörde weitergeleitet.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben der Deutschen 
Telekom Technik GmbH, Bochum, zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den vorstehenden Ausführungen als ausreichend 
berücksichtigt anzusehen. 
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Eingaben des Deutschen Wetterdienstes, Essen, a) vom 23.03.2015 
zur 1. Behördenbeteiligung (Scoping) und b) vom 11.12.2015 zur 2. 
Behördenbeteiligung 
 
Zu a) 
Wie der Stellungnahme des DWD zu entnehmen ist, ist der angesetzte 
Radius von 5-15 km um Wetterradarstationen (hier Flechtdorf in 
Hessen) kein Tabukriterium. Hier muss vielmehr ggf. von 
Bauhöhenbeschränkungen ausgegangen werden.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Im Rahmen der 97. Änderung des Flächennutzungsplanes werden 
jedoch nur Konzentrationszonen dargestellt, in denen grundsätzlich die 
Errichtung von Windkraftanlagen möglich ist. Über die Einzelstandorte 
und insbesondere die Bauhöhen von WEA können auf der Ebene der 
vorbereitenden Bauleitplanung keine Angaben gemacht werden; 
derartige Festlegungen sind nur auf der nachgeordneten Ebene der 
konkreten Genehmigungsverfahren möglich. Der DWD ist daher im 
Einzelgenehmigungsverfahren durch den Hochsauerlandkreis als 
zuständige Genehmigungsbehörde zu beteiligen. 
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Zu b) 
Der Deutsche Wetterdienst fordert für Windkraftanlagen in einem Radius 
von 5 bis 15 km um einen Wetterradarstandort eine Höhenbegrenzung. 
Die im Entwurf dargestellten Konzentrationszonen liegen teilweise 
innerhalb dieses Radius der Wetterradaranlage in Flechtdorf.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Da die Zone 7 aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist die Stellungnahme hinfällig. Die 
Zone 6 liegt gerade noch innerhalb, die anderen Zonen außerhalb von 
diesem Radius. Die Zulässigkeit der Einzelanlagen muss im 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG geprüft werden. Die Eingabe 
wird an den Hochsauerlandkreis aIs Genehmigungsbehörde 
weitergeleitet und in die Begründung wird unter Ziffer 11, unter -
Sonstige Belange- folgender ergänzender Hinweis aufgenommen:  
 
Da nicht auszuschließen ist, dass Belange des DWD durch die 
Errichtung von WEA betroffen sein könnten, wird darauf hingewiesen, 
dass auf der nachgeordneten Genehmigungsebene zu prüfen ist, ob 
ggf. grundsätzliche Wetterdienstinteressen, insbesondere im Bereich 
der Wetterradarstation  Flechtdorf betroffen sind. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben des Deutschen 
Wetterdienstes, Essen, zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen als ausreichend berücksichtigt anzusehen. 
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Eingaben des Geologischen Dienstes NRW, Krefeld, vom 
13.03.2015 zur 1. Behördenbeteiligung (Scoping) 
 
Der Geologische Dienst gibt Hinweise zum Umfang  und 
Detailierungsgrad in der Umweltprüfung bezüglich der Schutzgüter 
Boden und Wasser.  
Es wird darauf hingewiesen, dass vor Beginn der Baumaßnahmen der 
Baugrund aus ingenieurgeologischer Sicht objektbezogen untersucht 
und zu bewerten ist. Ferner ist zur Klärung von Fragen möglicher 
bergbaulicher Einwirkungen bei der Bezirksregierung Arnsberg, Abt.6 - 
Bergbau und Energie in NRW- eine Anfrage zu stellen. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme sollte zur Kenntnis genommen und soweit 
bauleitplanerisch erforderlich beachtet werden. Die Ausweisung der 
Konzentrationszonen erfolgt großflächig. Dem gegenüber stehen eher 
kleinteilige Bereiche der konkreten Standorte der Windkraftanlagen. 
Die objektbezogenen Untersuchung und Bewertung ist ebenso wie eine 
Anfrage bezüglich eventueller bergbaulicher Einwirkungen im konkreten 
Genehmigungsverfahren zu prüfen. Diesbezüglich muss daher auf die 
nachgeordnete Ebene der konkreten einzelfallbezogenen 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG für WEA verwiesen werden in 
deren Rahmen auch die Umweltverträglichkeitsprüfung der Einzelanlage 
erfolgt .  
 
Die Eingabe wird an den Hochsauerlandkreis aIs 
Genehmigungsbehörde weitergeleitet 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben des Geologischen 
Dienstes NRW, Krefeld, zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen als ausreichend berücksichtigt anzusehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

- 48 – 

 
Eingaben der Gemeinde Diemelsee, a) vom 23.03.2015 zur 
1. Behördenbeteiligung (Scoping) und b) vom 04.12.2015 und 29. 
12.2015 zur 2. Behördenbeteiligung 
 
Zu a) 
Um die Auswirkungen der Planung auf die Nachbargemeinden 
ausreichend berücksichtigen und beurteilen zu können, hält es die 
Gemeinde für wichtig, da die benachbarten Flächen auf hessischem 
Gebiet als Hintergrund in den Randbereichen eingeblendet werden. 
 
Ferner fühlt sich die Gemeinde in erster Linie durch die Suchräume 
3,4,5 und 6  sowie auch durch die Suchräume 1 und 2 betroffen. 
  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die Hinweise werden, soweit bauleitplanerisch erforderlich, im weiteren 
Verfahren beachtet. Bezüglich der im Einzelnen benannten 
Suchebereiche ist anzumerken, dass es sich überwiegend um nicht 
arrondierungsfähige Splitterflächen handelt, die in dieser 
Planungsphase (der frühzeitigen Beteiligung der Behörden, sonstigen 
Träger und Nachbargemeinden (Scoping)) vorrangig aus 
systematischen Gründen sowie zur Beurteilung der Frage des 
substantiellen Raumes dargestellt wurden. Die weitere Behandlung der 
Flächen wurde auf der nächsten Planungsstufe im Hinblick auf die 
städtebaulichen Ziele erörtert. Von den angesprochenen Flächen blieb 
nach dem Scoping nur die Fläche 6 übrig. Es handelt sich dabei um im 
Rahmen der 2. Behördenbeteiligung als Konzentrationszone 7 
bezeichnete Fläche, die aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet. Daher ist die Stellungnahme hinfällig. 
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Zu b) 
Die Gemeinde Diemelsee erhebt unter Hinzufügung von Unterlagen des 
NABU Bedenken gegen die geplante Konzentrationszone 7.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
Da die Zone 7 aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist die Stellungnahme hinfällig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben der Gemeinde 
Diemelsee zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen als ausreichend berücksichtigt bzw. 
hinfällig anzusehen. 
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Eingaben der Industrie- und Handelskammer Arnsberg Hellweg-
Sauerland (IHK Arnsberg) vom 27.03.2015 zur 
1. Behördenbeteiligung (Scoping) und vom 16.12.2015 zur 2. 
Behördenbeteiligung 
 
Die IHK gibt Hinweise im Hinblick auf die Belange von Erholungs- und 
Freizeitnutzung und der touristischen Belange sowie Hinweise zur 
gewerblichen Entwicklung von Brilon und von ortsansässigen 
Steinbruchunternehmen. Ferner wird auf die Trassenverläufe der 
geplanten B7n nordöstlich von Brilon hingewiesen. 
 
Sie vertritt die Auffassung, dass die Flächen südlich der B7 aufgrund der 
starken touristischen Nutzung (z. B. div. zertifizierte und teilw. 
überregionale Wanderwege) von der Windkraftnutzung freigehalten 
werden sollte. Zudem befürwortet die IHK eine Konzentration der 
Windkraft. Viele kleine Flächen sind aus touristischer Sicht störender für 
das Landschaftsbild und aus wirtschaftlicher Betrachtung nicht sinnvoll, 
da Erschließungs- und Anschlusskosten gespart werden. Die IHK ist der 
Auffassung, dass ein ausreichender Abstand zur LEP VI-Fläche 
(redaktionelle Anmerkung: südlich der Konzentrationszone 3) 
eingehalten werden sollte, da hier in Zukunft die wesentliche 
gewerbliche Entwicklung stattfinden wird. Bezüglich der 
Steinbruchunternehmen Mühlenbein und Rheinkalk (redaktionelle 
Anmerkung: südlich der Konzentrationszone 6) wird ausgeführt, dass 
auch in Zukunft noch genug Abbauflächen, insbesondere in nördliche 
Richtung, zur Verfügung stehen muss. Die IHK weist darauf hin, dass 
die Planung und der Bau der B7n nicht durch die Windkraftplanung 
beeinträchtigt werden darf. 
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Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die Eingabe wird insgesamt zur Kenntnis genommen. Der Wunsch auf 
Freihaltung  der Flächen südlich der B7 von Windkonzentrationszonen 
ist nach dem Ausscheiden der Zone 7 erfüllt worden. Die angestrebte 
Konzentration wird mit der Ausweisung von drei großen Bereichen 
ebenfalls erreicht. Die LEP VI-Fläche ist als Vorgabe aus dem 
Landesentwicklungs- und Gebietsentwicklungsplan als hartes 
Tabukriterium definiert worden. Die Stadt Brilon ist bestrebt in diesem 
Bereich die gewerbliche Entwicklung langfristig zu sichern. Die Stadt hat 
den Flächen für gewerbliche und industrielle Nutzung keinen 
Schutzabstand als weiches Tabukriterium zugeordnet. Daher kann einer 
zukünftigen Entwicklungsfläche konsequenterweise ebenfalls kein 
Schutzabstand gewährt werden. Auf der Ebene der städtebaulichen 
Abwägung ist die südwestliche Spitze der Konzentrationszone 3 mit 
dem Ziel gekappt worden, hier Raum für die gewerbliche Entwicklung 
freizuhalten. Bei den Steinbrüchen sind die nach BImSchG genehmigten 
Bereiche und die im Regionalplan ausgewiesenen „Bereiche für die 
Sicherung und den Abbau von oberflächennahen Bodenschätzen“  
(BSAB) als harte Tabukriterien definiert worden.  
Nach der bisherigen Fassung des Regionalplanes soll die BSAB-
Darstellung einen Versorgungszeitraum von 25 Jahren abdecken, der 
durch eine Reservegebietsdarstellung über Flächen für weitere 25 Jahre 
ergänzt wird. Nach der Neufassung des LEP wird dieser 
regionalplanerische Ansatz ersetzt durch eine BSAB-Darstellung, die 
einen 35-jährigen Versorgungszeitraum sicherstellt. Darüber hinaus 
gehende Entwicklungsmöglichkeiten der Steinbrüche werden nicht 
berücksichtigt, da bei den Windkraftanlagen derzeit mit einer 
durchschnittlichen Nutzungsdauer von maximal 20-25 Jahren gerechnet 
wird. 
 
Sowohl vor als auch im Rahmen der Beteiligungsverfahren wurde auch 
der Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen (Straßen.NRW) mit 
beteiligt. Von dort wurde mitgeteilt, dass der zur 97. FNP-Änderung 
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zugrunde gelegte Trassenverlauf der B7n dem aktuellen Planungsstand 
entspricht. Bezüglich der Trasse der B7n ist die 
Konzentrationsflächenplanung somit mit Straßen NRW abgestimmt 
worden. Aus deren Sicht bestehen gegen die vorliegende Planung keine 
Bedenken. Von daher kann davon ausgegangen werden, dass dieser 
Belang ausreichend berücksichtigt worden ist. 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben der Industrie- und 
Handelskammer Arnsberg Hellweg-Sauerland, Arnsberg, zur 
Kenntnis zu nehmen und entsprechend den vorstehenden 
Ausführungen als ausreichend berücksichtigt anzusehen. 
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Eingaben des Landesbetriebes Wald und Holz Nordrhein-
Westfalen, Regionalforstamt Soest-Sauerland, Rüthen, a) vom 
07.04.2015 zur 1. Behördenbeteiligung (Scoping) und b) vom 
12.01.2016 zur 2. Behördenbeteiligung 
 
Zu a) 
Das Regionalforstamt erläutert zu Beginn der Stellungnahme die 
rechtlichen Vorgaben aus § 1 Bundeswaldgesetz und dem 
Landesentwicklungsplan.  
In der 97. Änderung des FNP werden in den Konzentrationszonen 1, 2, 
4, 6 und 7 Waldflächen mit in die Konzentrationszonen einbezogen. 
Dies wird seitens des Regionalforstamtes kritisch gesehen. Die 
Konzentrationszonen werden im nachfolgenden Teil einzeln bewertet.  
Bezüglich der Bewertung des Landschaftsbildes wünscht das 
Regionalforst die Erstellung einer Visualisierung. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die Ausführungen zu den rechtlichen Grundlagen werden zur Kenntnis 
genommen. Die Erstellung einer Visualisierung wird abgelehnt, da 
weder die Anzahl der Anlagen, noch die Höhe oder die genauen 
Anlagenstandorte bekannt sind. Nach Ausscheiden der Zonen 2, 4 und 
7 verbleiben nur noch Konzentrationszonen im Bereich der Briloner 
Hochfläche. Hier ist davon auszugehen, dass sich die Auswirkungen 
von ca. 200 Meter hohen Windkraftanlagen auf das Landschaftsbild 
aufgrund des relativ homogenen Landschaftsbildes (Offenland mit 
größeren oder kleineren Waldinseln) nicht wesentlich unterscheiden. 
Von daher ist durch eine Visualisierung kein Erkenntnisgewinn zu 
erwarten. 
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Zu b) 
 
Eingabe zur Konzentrationszone 1: 
Aus Sicht des Regionalforstes handelt es sich hier überwiegend um 
Nadelwälder ohne weitere rechtliche Einschränkungen. 
 
Zur Konzentrationszone 2 
Aus Sicht des Regionalforstes ist die Fläche grundsätzlich geeignet, 
allerdings befinden sich in der Zone auch standortgerechte 
Laubholzbereiche, die der Windenergienutzung nicht zur Verfügung 
stehen und im weiteren Verfahren näher betrachtet werden müssen. 
 
Zur Konzentrationszone 3 
Hier sind keine Waldflächen vorhanden. 
 
Zur Konzentrationszone 4 
Hier handelt es sich überwiegend um Freifläche mit einer kleineren 
Waldparzelle. Die Fläche ist aufgrund der Lage zwischen diversen NSG 
und FFH-Gebieten artenschutzrechtlich intensiv zu betrachten. Das 
Regionalforstamt weist auf ein geschütztes Biotop und ein 
Bodendenkmal hin. 
 
Zur Konzentrationszone 5 
Hier handelt es sich um Freiland mit einem sehr geringen Waldanteil. Im 
Südosten befindet sich ein geschützter Landschaftsbestandteil bzw. 
Biotop zudem besteht die Waldfläche aus in größerem Maß aus 
standortgerechter Laubholzbestockung. Diese für die 
Biotopvernetzungsfunkzion wichtigen Bereiche sind aus der 
Konzentrationszone zu entfernen. 
 
Zur Konzentrationszone 6 
Die Waldfläche in diesem Bereich ist zum großen Teil als NSG 
festgesetzt. Aufgrund des Schutzstatus und der standortgerechten 
Lauholzbestockung ist die Fläche aus der Konzentrationszone zu 
entfernen. 
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Zur Konzentrationszone 7 
Teilflächen der Konzentrationszone sind aus Sicht des Regionalforstes 
für die Windenergienutzung geeignet. In der Mitte befindet sich jedoch 
ein Laubholzbereich der  von der Planung auszunehmen ist. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu Zone 1: Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Zone 2: Da die Zone 2 aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist die Stellungnahme zu diesem 
Bereich hinfällig. 
 
Zu Zone 3: Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Zu Zone 4: Da die Zone 4 aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist die Stellungnahme zu diesem 
Bereich hinfällig. 
 
Zu Zone 5: Das angesprochen Biotop ist im FNP-Änderungsplan noch 
als für die Windenergie nutzbare Fläche dargestellt. Die Darstellung wird 
in der Karte korrigiert. 
 
 
Zu Zone 6: Die als NSG festgesetzten Teile der Waldfläche sind im 
FNP-Änderungsplan als für die Windenergie nicht nutzbare Flächen 
dargestellt. Die Anregung wurde daher bereits beachtet. 
 
 
 
 
Zu Zone 7: Da die Zone 7 aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist die Stellungnahme zu diesem 
Bereich hinfällig. 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben der des 
Landesbetriebes Wald und Holz Nordrhein-Westfalen, 
Regionalforstamt Soest-Sauerland,  Rüthen, zur Kenntnis zu nehmen 
und entsprechend den vorstehenden Ausführungen als ausreichend 
berücksichtigt anzusehen bzw. bezüglich einer gewünschten 
Visualisierung zurückzuweisen. 
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Eingaben der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen  -
Kreisstelle Hochsauerland, Meschede, vom 24.03.2015 zur 
1. Behördenbeteiligung (Scoping) und vom 18.12.2015 zur 2. 
Behördenbeteiligung 
 
Aus Sicht der LWK ist wird angeführt, dass ein Abstand von 400 m 
zwischen Windkraftanlagen und Wohngebäuden im Außenbereich nicht 
ausreicht. Um eine Zulassung von Windkraftanlagen ohne Prüfung der 
optisch bedrängenden Wirkung zu ermöglichen, wird ein Abstand von 
600 m (3-fache Anlagenhöhe) gefordert. Im Außenbereich von Brilon 
gibt es Hofstellen ohne Wohnhaus, an denen jedoch noch in Zukunft ein 
Wohnhaus errichtet werden könnte. Sollte es hier zur Errichtung von 
Betriebsleiterwohnhäusern kommen, sollen auch deren Belange bei der 
Genehmigung von Windkraftanlagen berücksichtigt werden. 
Im weiteren Planverfahren ist zu beachten, dass bei der Errichtung von 
Anlagen möglichst geringe Auswirkungen auf die Nutzbarkeit von 
landwirtschaftlichen Flächen ausgehen (durch Anlagen und 
Kabeltrassen).  
Für die Errichtung von Anlagen ist auf eine ausreichende Tragfähigkeit 
der Wirtschaftswege zu achten.  
Für die Errichtung von Windkraftanlagen sind ökologische 
Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Diese sollen möglichst nicht auf 
landwirtschaftlichen Flächen liegen.  
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Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Ein pauschaler Abstand von 600 Meter zu Wohnhäusern im 
Außenbereich zur Vermeidung der erdrückenden Wirkung ist laut 
einschlägiger Rechtsprechung (vgl. OVG Münster, 09.08.2006 - 8 A 
3726/05) so nicht begründbar. Laut Ermittlung der LANUV ist ein 
Abstand von 360 Metern zu Wohnhäusern im Außenbereich bei dem 
hier angenommenen Musterwindpark (3 WEA bei schallreduziertem 
Betrieb) ausreichend. Zur Verbesserung des Vorsorgeschutzes wurde 
der Abstand bereits auf 400 Meter erhöht. Dazu wird auf die 
Ausführungen unter Punkt 5.1 der Begründung (Seite 21 ff.) verwiesen. 
Zu berücksichtigen ist bei dieser Abwägung, dass der Außenbereich von 
Bebauung frei gehalten werden soll. Ob im Einzelfall eine erdrückende 
Wirkung von Windkraftanalgen auf Wohnhäuser ausgeht, ist im 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG zu prüfen.  
 
Der Wunsch auf Berücksichtigung von Hofstellen ohne Wohnnutzung an 
denen jedoch später ein Betriebsleiterwohnhaus errichtet werden könnte 
ist zurückzuweisen. Bei der Errichtung von Wohnstätten ist zu 
berücksichtigen, dass der Außenbereich vom Grundsatz her von 
Bebauung frei gehalten werden soll. Die Errichtung von 
Betriebsleiterwohnhäusern und die von Windkraftanlagen sind somit 
konkurrierende Nutzungen, die gleichberechtigt nebeneinander stehen. 
Durch diese FNP Änderung werden Bereiche definiert, in denen die 
Windkraft (vorrangig) zulässig sein soll. Eine Berücksichtigung von 
Vorhaben, die noch nicht hinreichend Konkret sind, ist nicht möglich. Die 
Anregung ist daher zurückzuweisen. 
 
Die Errichtung von Windkraftanlagen, Zuwegungen u. ä. sind nur mit der 
Zustimmung der Eigentümer möglich. Diese sind daher bei der 
konkreten Anlagenerrichtung primär gefordert. Die Anregung ist daher 
zurückzuweisen. Die Festlegung der Zuwegung und der notwendige 
Ausbaustandart der Wirtschaftswege für die Erschließung erfolgt im 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG vom Hochsauerlandkreis in 
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Zusammenarbeit mit der Abt. IV/60 „Allgemeine Bauverwaltung“ der 
Stadt Brilon. Der Belang kann somit als berücksichtigt angesehen 
werden.  
 
Die Festlegung der ökologischen Ausgleichsmaßnahmen erfolgt durch 
die ULB des HSK im konkreten Genehmigungsverfahren. Der Belang ist 
somit nicht Gegenstand dieses Verfahrens. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben der 
Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen - Kreisstelle 
Hochsauerland, Meschede, zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend 
den vorstehenden Ausführungen als ausreichend berücksichtigt 
anzusehen, bzw. zurückzuweisen. 
 
 



  

- 68 – 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

- 69 – 

 
Eingaben der LWL Archäologie für Westfalen Außenstelle Olpe, 
vom 20.03.2015 zur 1. Behördenbeteiligung (Scoping) und vom 
03.12.2015 zur 2. Behördenbeteiligung 
 
Der LWL bittet um Beteiligung im Verfahren nach BImSchG.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die Eingabe wird an wird an HSK weiter geleitet. 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben der LWL Archäologie 
für Westfalen, Außenstelle Olpe, Bochum, zur Kenntnis zu nehmen 
und entsprechend den vorstehenden Ausführungen als ausreichend 
berücksichtigt anzusehen. 
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Eingaben der LWL Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in 
Westfalen, Münster, a) vom 13.03.2015 zur 1. Behördenbeteiligung 
(Scoping) und b) vom 17.12.2015 zur 2. Behördenbeteiligung 
 
Zu a) 
Der LWL weist auf den kulturlandschaftlichen Fachbeitrag zur 
Regionalplan Soest / Hochsauerlandkreis hin. Aus Sicht des LWL fehlen 
in den Unterlagen Aussagen zum Kulturellen Erbe, Historische 
Kulturlandschaft und Denkmalpflege. Weiter widerspricht der LWL den 
Feststellungen, dass keine Beeinträchtigung von Baudenkmalen oder 
keine Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter zu erwarten sind. Aus 
der Fachsicht Landschaftskultur stellen die Konzentrationszonen 1, 2 
und 3 ein Risikopotential für die bedeutenden Kulturlandschaftsbereiche 
Arnsberger Wald und Briloner Höhe dar. Gegen die Potentialflächen 4, 5 
und 6 bestehen keine Bedenken. 
 
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
Da die Zone 2 aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist die Stellungnahme zu diesem 
Bereich hinfällig. Die Begründung wird um ergänzende Aussagen zu 
Kulturlandschaften erweitert. 
 
Bei den Zonen 1 und 3 handelt es sich um die Bereiche, die aufgrund 
der anderen Belange am ehesten für die Windenergie geeignet sind. Sie 
stellen ebenfalls die größten neuen Bereiche für die 
Windenergienutzung dar. Der Belang, der Windenergienutzung 
substantiell Raum zu geben, wird als vorrangig angesehen.  
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Der LWL fordert, dass die Auswirkung von Windkraftanlagen auf 
Baudenkmale bereits auf dieser Planungsebene abgehandelt und nicht 
ins Genehmigungsverfahren verlagert wird. Er bittet daher bereits jetzt 
Visualisierungen und Sichtbarkeitsanalysen durchzuführen 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die Erstellung einer Visualisierung auf dieser Planungseben wird 
abgelehnt, da weder die Anzahl der Anlagen, noch die Höhe oder die 
genauen Anlagenstandorte bekannt sind und die Lage der zukünftigen 
Konzentrationszonen zum Verfahrensstand “Scoping“ noch nicht 
hinreichend konkret bestimmbar ist.  
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Zu b) 
Aus der Fachsicht Denkmalpflege bittet der LWL bereits im Flächen-
nutzungsplanänderungsverfahren durch Sichtbarkeitsanalysen sowie 
Visualisierungen zu klären, ob es durch die Errichtung von WEA’en zu 
Beeinträchtigungen der in den Potentialflächen 1, 2 und 5 konkret 
bezeichneten (raumbedeutsamen) Baudenkmälern kommt.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Auf der Ebene der Bauleitplanung sind -wie bereits oben ausgeführt- weder 
die Anzahl noch die Höhe oder die genauen Standorte der Anlagen 
bekannt. Jedoch können aufgrund der nach dem heutigen Stand der 
Technik zu erwartenden Größe der zukünftigen WEA’en visuelle 
Beeinträchtigungen von Baudenkmälern nicht ausgeschlossen werden. Das 
Störungspotential ist unstrittig, so dass sich durch Sichtbarkeitsanalysen 
keine neuen Erkenntnisse ergeben würden. Um der Windenergienutzung 
potentiell Raum zu geben, ist das Interesse an der Errichtung von WEA‘en 
höher zu gewichten als die Schutzbedürftigkeit von Sichtbeziehungen von 
Denkmälern. Gemäß Rücksprache mit der Unteren Umweltschutzbehörde / 
Immissionsschutz des HSK werden die Belange des Baudenkmalschutzes 
im konkreten Genehmigungsverfahren nach BImSchG durch Beteiligung 
des LWL und der Unteren Denkmalbehörde berücksichtigt. 
 
Zu den einzelnen Flächen nimmt der LWL folgendermaßen Stellung: 
 

• In der Fläche 1 ist der Kreuzweg von Altenbüren betroffen. 
 

Stellungnahme der Verwaltung:  
Der Kreuzweg wird weder beseitigt noch seine Nutzbarkeit durch die 
Errichtung der Windkraftanklagen beeinträchtigt. Durch die Herausnahme 
dieses Teiles aus der Konzentrationszone würde ein zentraler und mit am 
stärksten windhöffiger Bereich wegfallen. Der Belang, der 
Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird als vorrangig 
angesehen. 
 

• Durch die Fläche 2 könnte die Pfarrkirche in Scharfenberg 
beeinträchtigt werden. 

 

Stellungnahme der Verwaltung:  
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Da die Zone 2 aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des HSK als Konzentrationszone ausscheidet, ist die 
Stellungnahme zu diesem Bereich hinfällig. 
 

• Durch die Fläche 5 könnte eine Beeinträchtigung der Baudenkmäler 
„Gut Almerfeld“ und der Pfarrkirche in Madfeld vorliegen. Der LWL 
bittet darum, die Flächen nördlich vom „Gut Almerfeld“ und Richtung 
L637 zu streichen.  

 

Stellungnahme der Verwaltung:  
Im Kulturlandschaftlichen Fachbeitrag wird zum „Gut Almerfeld“ ausgeführt, 
dass u. a. insbesondere die Sichtbeziehungen zum Wald, die sich durch die 
Freiflächen ergeben, erhalten werden sollen. Die Masten von 
Windkraftanlagen stellen im Wesentlichen eine vertikale Beeinträchtigung 
dar. Die Schutzbedürftigkeit von Sichtbeziehungen kann somit erst im 
Genehmigungsverfahren erfolgen. Ein Schutz kann dann ggfs. durch die 
Verschiebung von Anlagen erreicht werden. Da dem Belang im 
Genehmigungsverfahren Rechnung getragen werden kann, sollte er auch 
dort behandelt werden. Der Belang „Schutz von Sichtbeziehungen“ wiegt 
nicht so schwer, dass auf eine Ausweisung dieses Teils der 
Konzentrationszone verzichtet werden kann. Aus Sicht der Stadt ist das 
Interesse an der Errichtung von WEA’en höher zu gewichten als die 
Raumbeziehungen von Denkmälern. 
 

Bezüglich der Kirche ist festzustellen, dass sich diese mitten in der 
bebauten Ortslage von Madfeld befindet und der Abstand zur 
nächstgelegenen Konzentrationszone ca. 1700 Meter beträgt. Aufgrund der 
großen Entfernung ist der Belang „Schutz von Sichtbeziehungen“ nicht so 
schwerwiegend, als dass auf die Ausweisung der Konzentrationszone 
verzichtet werden sollte. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben der LWL Denkmalpflege, 
Landschafts- und Baukultur in Westfalen,   Münster, zur Kenntnis zu 
nehmen und entsprechend den vorstehenden Ausführungen als 
ausreichend berücksichtigt anzusehen bzw. bzgl. einer Visualisierung nicht 
zu folgen. 
 



  

- 76 – 

 
Eingaben des LZPD NRW Abt. 5 – Autorisierte Stelle NRW und 
Kommunikation TD 53.1 Funk- und Zugangsnetz, Duisburg, vom 
29.04.2015 zur 1. Behördenbeteiligung (Scoping) 
 
Es wird rauf hingewiesen, dass aus Geheimhaltungsgründen keine 
Auskünfte erteilt werden dürfen, welche wesentliche Rückschlüsse auf 
die Netzstruktur des Richtfunknetzes der Behörden und Organisationen 
mit Sicherungsaufgaben erlauben. Dies ist bei dem Umfang (Stadtgebiet 
Brilon) der Fall. Daher sollten Anfragen auf einzelne Vorhaben aufgeteilt 
werden. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
Die Stellungnahme sollte zur Kenntnis genommen werden. 
Da genaue geografische Koordinaten und bauliche Abmessungen 
(Rotordurchmesser, Nabenhöhe) erst im konkreten 
Genehmigungsverfahren vorliegen, muss daher diesbezüglich auf die 
nachgeordnete Ebene der konkreten einzelfallbezogenen 
Genehmigungsverfahren für WEA verwiesen werden.  
Die Eingabe wird an den Hochsauerlandkreis aIs 
Genehmigungsbehörde weitergeleitet 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben des LZPD NRW, 
Duisburg, zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den vorstehenden 
Ausführungen als ausreichend berücksichtigt anzusehen. 
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Eingaben der Stadt Bad Wünnenberg a) vom 16.03.2015 zur 
1. Behördenbeteiligung (Scoping) und b) vom 21.12.2015 zur 2. 
Behördenbeteiligung 
Zu a) 
Der immissionsrechtliche Abstand zum Stadtteil Bleiwäsche wird als 
nicht ausreichend angesehen. Es wird darum gebeten einen Abstand 
von insgesamt 1.200 m zum Stadtteil Bleiwäsche zu berücksichtigen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Hinweise zu immissionsschutzrechtlichen Abständen zu 
Siedlungsbereichen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Stadt Brilon hat zur Ermittlung der Abstände einen „Musterpark“ als 
Basis genommen. Dieser Abstand ist als weiches Tabukriterium 
einheitlich auf das gesamte Stadtgebiet anzuwenden. Das im 
vorhandenen Windpark bereits mehr Anlagen vorhanden sind, ist nicht 
von Belang. Die konkreten Abstände zu Wohnstätten ergeben sich ggfs. 
aus den Genehmigungsverfahren nach BImSchG. Sollte sich dort 
zeigen, dass größere Abstände aus Gründen des Immissionsschutzes 
notwendig sind, müssen Anlagen verschoben werden oder 
schallreduziert betrieben werden. Dass die Stadt Bad Wünnenberg in 
Ihrer Flächennutzungsplanung größere Abstände zwischen 
Wohngebäuden und Windenergieanlagen ausgewiesen hat, kann kein 
Kriterium für die Planungen der Stadt Brilon sein. Jede Kommune muss 
für ihr Stadtgebiet ein schlüssiges Gesamtkonzept erarbeiten und der 
Windkraft substantiell Raum geben. Bei jeweils anderen räumlichen 
Voraussetzungen können sich somit andere Abstände ergeben. 
 
 
Weiter wird ausgeführt, dass die artenschutzrechtlichen Grundlagen der 
Stadt Bad Wünnenberg in den Planungen nicht berücksichtigt worden 
sind, was sich insbesondere auf den Suchbereich 35 erheblich 
auswirken und zu einer Reduzierung des pot. Suchbereiches führen 
würde. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die artenschutzrechtliche Betrachtung zur Vorentwurfsfassung war 
vorläufig und befand sich noch in der Fortschreibung. Da der 
angesprochene Suchbereich 35 aufgrund der Stellungnahme der 
Unteren Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) 
als Konzentrationszone ausscheidet, ist die Stellungnahme zu diesem 
Bereich hinfällig. 
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Zu b) 
Die Stadt Bad Wünnenberg äußert sich gegen den Änderungsbereich 4. 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
Da die Zone 4 aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist die Stellungnahme zu diesem 
Bereich hinfällig. 
 
 
 
Die Stadt Bad Wünnenberg fordert für die Zone 5 einen Abstand von 
1200 Meter zur Ortslage anstatt der vorgesehenen 950 Meter. Dieser 
Abstand ist bei der eigenen Flächennutzungsplanung zur Windenergie 
ebenfalls angesetzt worden.  
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
Die Stadt Brilon hat zur Ermittlung der Abstände einen „Musterpark“ als 
Basis genommen. Dieser Abstand ist als weiches Tabukriterium 
einheitlich auf das gesamte Stadtgebiet anzuwenden. Das im 
vorhandenen Windpark bereits mehr Anlagen vorhanden sind, ist nicht 
von Belang. Die konkreten Abstände zu Wohnstätten ergeben sich ggfs. 
aus den Genehmigungsverfahren nach BImSchG. Sollte sich dort 
zeigen, dass größere Abstände aus Gründen des Immissionsschutzes 
notwendig sind, müssen Anlagen verschoben werden oder 
schallreduziert betrieben werden. Dass die Stadt Bad Wünnenberg in 
Ihrer Flächennutzungsplanung größere Abstände zwischen 
Wohngebäuden und Windenergieanlagen ausgewiesen hat, kann kein 
Kriterium für die Planungen der Stadt Brilon sein. Jede Kommune muss 
für ihr Stadtgebiet ein schlüssiges Gesamtkonzept erarbeiten und der 
Windkraft substantiell Raum geben. Bei jeweils anderen räumlichen 
Voraussetzungen können sich somit andere Abstände ergeben. 
Die Eingabe zur Zone 5 (Suchraum 6) wird daher zur Kenntnis 
genommen, jedoch als unbegründet zurück gewiesen. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben der Stadt Bad 
Wünnenberg, zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen als ausreichend berücksichtigt anzusehen 
bzw. als unbegründet zurückzuweisen. 
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Eingaben der Stadt Marsberg a) vom 23.03.2015 zur 
1. Behördenbeteiligung (Scoping) und b) vom 02.12.2015 zur 2. 
Behördenbeteiligung 
 
Zu a) 
Die Stadt Marsberg äußert sich gegen die Potentialflächen 3, 4, 5, 20, 
22-26 sowie 32-34, die sich innerhalb der Abgrenzungen des Naturparks 
Diemelsee befinden.  
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Da die Potentialflächen 3, 4, 5, 22-26 sowie 32-34 sind im Zuge der 
weiteren Planung als Suchräume ausgeschieden. Da auch die 
Potentialfläche 20 (spätere Zone 7)  aufgrund der Stellungnahme der 
Unteren Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) 
als Konzentrationszone ausscheidet, ist die Stellungnahme zu diesen 
Bereichen hinfällig. 
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Zu b) 
 
Die Stadt Marsberg äußert sich gegen den Änderungsbereich 7. 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Da die Zone 7 aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist die Stellungnahme zu diesem 
Bereich hinfällig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben der Stadt Marsberg, 
zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den vorstehenden 
Ausführungen als ausreichend berücksichtigt bzw. hinfällig anzusehen. 
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